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Abkiirzungsverzeichnis

EFD Eidgendssisches Finanzdepartement

SNB Schweizerische Nationalbank

FINMA Eidgendssische Finanzmarktaufsicht

SBVg Schweizerische Bankiervereinigung

EBK Eidgendssische Bankenkommission

GwG Geldwaschereigesetz

WAK-NR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
AZP Antizyklischer Kapitalpuffer

GAFI (FATF) Groupe d'action financiére (Financial Action Task Force)
SBA Swiss Banking Association

DFF Département fédéral des finances

BNS Banque nationale suisse

FINMA Autorité fédérale de surveillance des marchés financiers
ASB Association suisse des banquiers

CFB Commission fédérale des banques

LBA Loi sur le blanchiment d'argent

CER-CN Commission de I'économie et des redevances du Conseil national
AZP Volant de fonds propres anticyclique

GAFI Groupe d'action financiere

ASB Association suisse des banquiers
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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Wahrung und Kredit
Finanzmarkt

Le Conseil fédéral a répété sa volonté de positionner la Suisse comme centre mondial
de la finance durable. Dans cette optique, Ueli Maurer (DFF) a présenté 13 pistes. Il a
cité par exemple une amélioration de la transparence pour lutter contre
|"écoblanchiment d'argent, une meilleure évaluation du prix des risques ou encore une
collaboration internationale. Par contre, aucune mesure contraignante n'a été
présentée. D'un coté, I'Association suisse des banquiers (ASB) a salué le non-
interventionisme étatique au profit d'une allocation optimale du capital financier. D'un
autre coté, les milieux écologiques, et notamment les Verts, ont pointé du doigt la
naiveté du Conseil fédéral. Adéle Thorens (verts, VD) a indiqué que sans objectifs
contraignants, une simple responsabilisation des acteurs ne serait pas suffisante pour
respecter I'Accord de Paris. '

Kapitalmarkt

Am 22.1.14 entschied der Bundesrat auf Antrag der Schweizerischen Nationalbank (SNB),
den antizyklischen Kapitalpuffer (AZP) von 1% auf 2% zu erhéhen. Die SNB erhoffte sich
dadurch eine Abschwédchung der Dynamik auf dem inléndischen Hypothekenmarkt.
Obwohl das Wachstum der Hypothekarkredite 2013 tiefer ausgefallen sei als in den
Vorjahren, habe das Risiko einer Korrektur weiter zugenommen, begrindete die
Nationalbank ihren Antrag. Die Erhéhung des Kapitalpuffers werde dazu beitragen, die
Dynamik auf dem Hypothekenmarkt abzuschwéchen und die Widerstandskraft der
Banken zu stérken, so die Wahrungshiter weiter. Die Schweizerische
Bankiervereinigung zeigte sich enttduscht Uber die Erhdhung des AZP. Die SNB hatte
einer in Erarbeitung stehenden Selbstregulierung (siehe unten) vorgegriffen, monierte
der Branchenverband. Die Banken wurden mit der neuen Regelung dazu angehalten, ab
dem 30.6.14 zusétzliches Kapital in Hohe von 2% ihrer direkt oder indirekt
grundpfandgesicherten risikogewichteten Positionen (mit Wohnliegenschaften im
Inland als Pfand) zu halten. Gegen Jahresende beurteilte die SNB die Ungleichgewichte
im Immobilien- und Hypothekarmarkt als nach wie vor hoch. 2

Neben dem Entscheid betreffend Erhéhung des antizyklischen Kapitalpuffers (AZP,
siehe oben) informierte die Schweizerische Nationalbank (SNB) im Januar 2014 Uber
laufende Gesprache zwischen EFD, Finma, SNB wund der Schweizerischen
Bankiervereinigung (SBVg) betreffend den Entwicklungen am inlandischen
Hypothekarmarkt. Diese Gespréache betrafen nachfrageseitige
Selbstregulierungsmassnahmen zur Abschwachung der Dynamik am inlandischen
Hypothekarmarkt. Im Sommer 2014 konnten die Diskussionen zu einem Abschluss
gebracht werden. Die Verhandlungen zur Selbstregulierung der Bankbranche verliefen
offensichtlich unter starkem Druck seitens der Behdérden. So liess die SBVg im April
2014 beispielsweise verlauten, die Gesprache abgebrochen zu haben, weil die Finma
~inakzeptable™ Forderungen gestellt hatte. Das Finanzdepartement (EFD) seinerseits
drohte mit gesetzgeberischen Massnahmen, die der Bundesrat via Verordnung auch
gegen den Willen der Branche durchsetzen kénne. Mit der im Sommer erreichten
Vereinbarung verpflichteten sich die Banken nach 2012 erneut zu einer verschérften
Selbstregulierung im Hypothekar-Neugeschaft. Erstens sollte eine Hypothek neuerdings
innerhalb von 15 (statt 20) Jahren linear auf 2/3 des Belehnungswerts reduziert werden.
Zuvor war eine nicht-lineare Amortisation, also eine Rickzahlung in nicht gleich grossen
Tranchen, ebenfalls moglich gewesen. Zweitens versicherten die Banken, Immobilien
neu konsequent nach dem Niederstwertprinzip zu bewerten. Damit wurde
sichergestellt, dass flr die Bewertung einer Liegenschaft nur der niedrigere Wert von
Kaufpreis und Marktwert massgeblich ist. Drittens wurde vorgesehen, kinftig
Zweiteinkommen bei der Berechnung der Tragbarkeit nur zu berucksichtigen, wenn
eine Solidarhaftung mit dem Schuldner bestand. Der Bundesrat entschied an seiner
Sitzung vom 2.7.14, .,bis auf Weiteres™ von der Einflhrung zusétzlicher Massnahmen
abzusehen. Er erachtete die Selbstregulierung des Branchenverbands als geeignet, die
Risiken auf dem Hypothekar- und Immobilienmarkt zu reduzieren, hielt sich jedoch
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offen, bei sich verscharfenden Ungleichgewichten Uber weitere Massnahmen zu
befinden. ®

Wettbewerbsfahigkeit

Noch vor der eigentlichen Vernehmlassung meldete die Bankiervereinigung ihre
Opposition zu diesen Planen an und erhielt dabei von den Versicherungsgesellschaften,
welche bereits mit dem Referendum drohten, Unterstltzung. Nationalrat Feigenwinter
(cvp, BL), dessen Motion fir eine steuerliche Entlastung der Bankgeschafte das
Parlament 1986 Uberwiesen hatte, war sowohl vom Tempo als auch von der
Stossrichtung der Vorarbeiten des Finanzdepartements wenig angetan. Er will deshalb
die Vorlage vom Parlament selbst ausarbeiten lassen und reichte zu diesem Zweck eine
parlamentarische Initiative mit einem ausformulierten Revisionsvorschlag fur das
Stempelsteuergesetz ein. *

Banken

Bereits im Vorjahr hatte die Bankenkommission den Banken empfohlen, das sogenannte
Formular B der Sorgfaltspflichtvereinbarung nicht mehr zu akzeptieren. Ihre Absicht,
dieses nun auch foérmlich zu verbieten, stiess kaum mehr auf Widerstand. Nachdem
sich in der Vernehmlassung der Schweizerische Anwaltsverband und die
Bankiervereinigung damit einverstanden erklart hatten, setzte die EBK das Verbot auf
den 1. Juli in Kraft. Damit missen auch Personen, welche Notare und Treuhénder mit
der Vermogensverwaltung beauftragen, der Bank ihre Identitat preisgeben. Ausnahmen
sind nur noch bei einigen genau definierten Geschaften gestattet, welche durch das
spezifische Berufsgeheimnis der Anwalte geschitzt sind (v.a. Vermdgenshinterlegungen
bei Erbteilungen). ®

Die 1984 unter den Banken privatrechtlich vereinbarte Konvention Nr. 18 Ulber die
Auszahlung von Spar- und Gehaltskontoguthaben im Falle der Zwangsliquidation einer
Bank garantiert an sich die rasche Auszahlung von bis zu CHF 30'000 an die einzelnen
Glaubiger. Die Schliessung der Spar- und Leihkasse Thun deckte allerdings gewisse
Mangel dieser Regelung auf. Zum einen gelangt sie nur nach der Er6ffnung von Konkurs-
und Stundungsverfahren, nicht aber bei einer blossen Bankenstundung oder — wie in
Thun — bei der Schalterschliessung infolge des Bewilligungsentzugs durch die
Bankenkommission  zur  Anwendung. Zum anderen kénnen Kunden mit
Kontokorrentkonten (v.a. Gewerbetreibende) davon nicht profitieren, was zur
Blockierung von Zahlungen an Angestellte und Lieferanten flihren kann. In der
Fragestunde des Nationalrats darauf angesprochen, zeigte sich Bundesrat Stich
gegenuber der Einflhrung einer ausgebauten obligatorischen Einlegerversicherung —
was namentlich vom EBK-Préasidenten Bodenmann angeregt wurde — skeptisch. Gerade
der Zusammenbruch der amerikanischen Sparkassen hatte gemaéass Stich die
kontraproduktiven Auswirkungen solcher Ruckversicherungen, welche die Banken und
die Einleger zu allzu risikoreichem Verhalten verleiten wuirden, aufgedeckt. Stich
kindigte an, dass das EFD mit der Bankiervereinigung Gesprache Uber eine
Verbesserung der Privatkonvention Nr. 18 aufnehmen werde. ¢

Wahrend der Vorberatung durch die standeratliche Kommission wurde von der
Bankiervereinigung und der Bankenkommission angeregt, dass im Rahmen dieser
Revision auch die Kantonalbanken der Aufsicht durch die Bankenkommission zu
unterstellen seien. In einer kurzen Vernehmlassung sprachen sich nur die SP, die GPS
und der LdU fir eine obligatorische Unterstellung aus; die burgerlichen Parteien und
die Mehrheit der Kantonalbanken waren aus foéderalistischen Griunden dagegen. Das
EFD schlug schliesslich eine fakultative Unterstellung vor und beantragte zudem die
Aufnahme der von der Bankenkommission gewlnschten Bestimmung, dass auch die
Kantonalbanken die Revision durch eine externe Stelle durchfiihren lassen mussen. ’
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Dans le cadre de la réglementation antiblanchiment d’argent (LBA), la Commission de
I'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) a réagi a la décision
d’abaissement du seuil d’identification des opérations de caisse décidée par la FINMA
et I’Association Suisse des banquiers (ASB). Elle a déposé une motion pour que le seuil
d’identification soit maintenu & 25°000 francs suisses, et non pas abaissé a 15'000
francs suisses, comme prévu par la FINMA. Les opérations de caisse concernent les
transactions en liquide qui ne sont pas induites par une relation d’affaire durable.

Le Conseil fédéral s'est opposé a la motion. D'abord, il a souligné la part infime des
transactions concernées par cette modification de Iégislation (0,0012 pour cent). Puis,
il a rappelé que cette modification avait été provoquée par une recommandation du
Groupe d’action financiere (GAFI). La Suisse est donc priée d'adapter sa législation pour
une équivalence avec les législations européennes et américaines. Lors du vote en
chambre, la motion a été adoptée par 124 voix contre 61. L'UDC, le PLR, le PDC et le PBD
ont imposé leur volonte. ®

Le barométre 2021 de I'Association suisse des banquiers (ASB) indique que les banques
actives en Suisse ont su tirer leur épingle du jeu lors de la crise économique et
financiére du Covid-19. Un résultat consolidé en hausse de 5.8 pour cent et un bilan
cumulé en hausse de 4.5 pour cent par rapport a 2019, mettent en exergue la capacité
des banques helvétiques a bénéficié de la volatilité sur les marchés financiers. En outre,
les créances hypothécaires ont continué d'augmenter et représentent désormais un
tiers des actifs cumulés des banques. ’

Borsen

Anfang November 2015 stellte der Bundesrat sein neues Finanzdienstleistungsgesetz
(FIDLEG) vor, das zum einen das Ziel verfolgte, die Rechte der Anleger zu stérken, zum
anderen zu einer verbesserten Wettbewerbsfahigkeit des Finanzplatzes beitragen
sollte. In der Vernehmlassung war der Bundesrat flr seine Vorschlage zum Teil scharf
kritisiert worden, wobei insbesondere die Umkehrung der Beweislast und die
Einfihrung von Sammelklagen Widerstand hervorgerufen hatten. Dass die Regierung
diese Anregungen durchaus ernst nahm, kam im préasentierten Gesetz deutlich zum
Ausdruck. Es verzichtete auf die Einfuhrung der Beweislastumkehr genauso wie auf die
Schaffung eines Schiedsgerichts oder eines Prozesskostenfonds, mit welchen Anlegern
eine Klage gegen die Vermodgensberatungsunternehmung héatte erleichtert werden
sollen. Auch das Instrument der Sammelklage fand nicht Eingang ins Fidleg, sollte aber
im Zusammenhang mit einer 2013 Uberwiesenen Motion, die die Schaffung kollektiver
Rechtsinstrumente beglnstigen will, weiterverfolgt werden.

Ein Kernpunkt fir einen verbesserten Kundenschutz im Fidleg stellen erhdhte
Transparenzanforderungen an die Vermdgensberater dar. Die Kosten, Chancen und
Risiken eines jeden Finanzinstruments mussten demnach in einem Prospekt, dem
~Basisinformationsblatt™ (BIB), dargelegt werden. Weiter héatte der Finanzberater
gemass Bundesratsvorlage zu prifen, ob dem Kunden die Risiken eines
Finanzinstruments bewusst sind. Allerdings durfte einem Kunden auch bei negativem
Befund dieser Prifung das betreffende Finanzinstrument verkauft werden. Zudem
sollen Banken dazu verpflichtet werden, eine Dokumentation der Kundenentscheide zu
erstellen und diese auf Antrag des Kunden herauszugeben. Zu guter Letzt sollen
Anlegerklager von der Pflicht entbunden werden, bei einer Klage gegen
Finanzdienstleister einen Kostenvorschuss zu leisten und einer Bank soll durch das
Gericht auch dann ein Teil der Prozesskosten auferlegt werden kénnen, wenn sie als
Sieger aus einem Prozess hervorgegangen ist.

Das Finanzinfrastrukturgesetz (FINIG), ein separater Erlass zum Fidleg, soll die Aufsicht
Uber unabhéngige Vermogensberater regeln. Eine neu zu schaffende Behorde, die
Aufsichtsorganisation, soll diese Aufsichtsfunktion Ubernehmen und damit ein
Selbstregulierungssystem, wie es bis anhin gegolten hatte, ersetzen.

Ob die in Fidleg und Finig getroffenen Bestimmungen der Europaischen Union
genligend weitreichend sind, war zu diesem Zeitpunkt noch nicht klar. Damit herrschte
weiterhin Unsicherheit dartber, ob Schweizer Anbieter Zugang zum europaischen
Markt erhielten, ohne eine Filiale in einem EU-Land betreiben zu mussen. ©
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